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Nach Meinung der Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen Landesparlamente obliegt 

es den Ländern, die jeweiligen Regeln im Landesrecht, vorzugsweise im Landesverfassungs-

recht, so auszugestalten, dass die notwendige Mitwirkungsmöglichkeit des Landesparlaments 

gegenüber der Landesregierung zur Wahrnehmung der Integrationsverantwortung gesichert 

wird. Zu dieser Mitwirkungsmöglichkeit gehört über Informationsrechte hinaus die Möglich-

keit, landesverfassungsrechtlich eine Bindung der Landesregierung beim Stimmverhalten im 

Bundesrat und bei der Erhebung von Verfassungsklagen auf Bundesebene vorzusehen. 

Stuttgarter Erklärung der Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen Landesparlamente1 

 

Kapitel 1 

Einleitung 

Es ist der Präsident des Bundesverfassungsgerichts Andreas Voßkuhle höchstpersönlich, der 

in seiner Festrede anlässlich des 60-jährigen Bestehens des Landes Baden-Württemberg auf 

die eigens gestellte Frage, „welche Rolle die Landesparlamente im europäischen Integrations- 

und Rechtssetzungsprozess spielen“ würde, die „spontane Antwort“ zulässt: „Überhaupt kei-

ne!“2 

Würde diese ernüchternde Antwort so stehen bleiben, wäre der vorliegenden Abhandlung 

bereits kurz nach ihrem Beginn der Nährboden entzogen. Und das gezeichnete Bild ist durch-

aus düster, „geht (es) doch um nicht mehr, aber auch nicht weniger als die Existenz der par-

lamentarischen Demokratie auf der Ebene der deutschen Bundesländer“3. Bedroht ist der da-

mit angesprochene Länderparlamentarismus aber nicht nur durch die stetig fortschreitende 

europäische Integration, sondern auch durch den Bund. Denn die Bedeutung eines Parlaments 

bemisst sich nicht unwesentlich an ihren Aufgaben und Befugnissen. Genau diese sind es, 

insbesondere in Form der Kompetenz zur Gesetzgebung, die das Parlament zum Ort der poli-

tischen Willensbildung gewählter Volksvertreter werden lassen. Wenn aber „gerade die Ge-

                                                 
1 Stuttgarter Erklärung der Präsidentinnen und Präsidenten der deutschen Landesparlamente, Landtag von 

Baden-Württemberg, LT-Drs. 14/6554 vom 22.06.2010, Ziffer 5. 
2 Voßkuhle, Andreas: Die Rolle der Landesparlamente im europäischen Integrationsprozess. Festrede anläss-

lich des 60jährigen Bestehens des Landes Baden-Württemberg im Rahmen einer Landtagssitzung am 25. April 
2012 (Landesgründungstag), Fundstelle: http://www.bundesverfassungsgericht.de/aktuell/rede-praesident-
laenderparlamenteEU-2012.html (letzter Zugriff am 21.08.2012). 

3 Papier, Hans-Jürgen: Zur Verantwortung der Landtage für die europäische Integration, in: Zeitschrift für 
Parlamentsfragen, 41. Jahrgang 2010, Heft 4, S. 903-908 (908). 
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setzgebungskompetenzen (…) den Landesparlamenten zunehmend abhanden kommen, ohne 

dass dieser Entwicklung (…) Nennenswertes entgegengesetzt“4 werden würde, träfe die oben 

gegebene Antwort wohl zu; und zwar nicht nur mit Blick auf die Europäische Union, sondern 

auch auf die Bundesstaatlichkeit in der Bundesrepublik Deutschland, in deren Konsequenz die 

Länder mit jeweiliger Staatsqualität überhaupt erst bestehen. 

In einem ersten Schritt (Kapitel 2) werden sodann Ursachen ermittelt, die als Nachweis für 

den Hintergrund dieser spontanen Einschätzung dienen sollen und die zuweilen defizitäre 

Lage der Landesparlamente aufzuarbeiten versucht. Dazu wird die Stellung der Länder im 

Mehrebenensystem beleuchtet, und zwar im Verhältnis zur Bundesrepublik Deutschland und 

im Verhältnis zur Europäischen Union. 

Wie Voßkuhle bemerkt, hat der geäußerte Befund nur so lange Bestand, wie nichts Nen-

nenswertes entgegengesetzt wird. In diesem Gedanken wurzelt die Idee der vorliegenden Ab-

handlung unter dem Titel Informations- und Beteiligungsrechte der Landesparlamente im 

parlamentarischen Regierungssystem unter besonderer Beachtung ihrer Integrationsverant-

wortung. Denn „überhaupt keine“ Rolle würde schlicht der Bedeutung der Landesparlamente 

nicht gerecht werden, die Frage aufwerfen, ob die Landesparlamente im Zuge der europäi-

schen Integration abgehängt werden und zugleich das Nennenswerte der Verfassungswirk-

lichkeit verkennen. Deshalb wird in einem zweiten Schritt (Kapitel 3) die theoretische Grund-

legung der parlamentarischen Informations- und Beteiligungsrechte vorgenommen, in dessen 

Verlauf eine verfassungsrechtliche Herleitung und eine Abstufung der Informationsrechte 

versucht werden. Dabei geht es stets um das Verhältnis des Landesparlaments zur Landesre-

gierung, denn Letztere ist als Empfängerin der Informationen Adressatin parlamentarischer 

Informationsbegehren. Schließlich wird der Frage nachgegangen, weshalb auch den Lan-

desparlamenten eine Integrationsverantwortung obliegt, die ihre Rolle im europäischen Gefü-

ge zu stärken im Stande wäre. 

Den thematischen Schwerpunkt bildet sodann das vierte Kapitel, in dem ein Abbild und ei-

ne Analyse der Verfassungswirklichkeit hinsichtlich parlamentarischer Informations- und 

Beteiligungsrechte im Mehrebenensystem vorgenommen werden. Dazu rücken zunächst 

Mitwirkungsrechte von Bundestag und Bundesrat auf nationalstaatlicher und europäischer 

Ebene in den Fokus. Allerdings ist fraglich, ob diese eine stärkere Stellung der Landesparla-

mente generieren können. Deshalb wird die Darlegung anschließend auf der Ebene der Länder 

fortgeführt. In den Blick genommen werden überdies entsprechend der bereits genannten Ab-

                                                 
4 Voßkuhle: Die Rolle der Landesparlamente im europäischen Integrationsprozess. 


